
STEUERN UND RECHT

OLG Hamm zur Praxisnachfolge bei 
ruhender Tätigkeit
Mit Urteil vom 8. Januar 2026 hat das OLG Hamm ent­
schieden, dass bei einer langjährigen Unterbrechung der 
vertragsärztlichen Tätigkeit die Grundlagen einer Praxis­
übernahme entfallen können. Im Streitfall ging es um den 
Kaufpreis für eine Arztpraxis, deren Übergabe sich wegen 
eines langwierigen Nachbesetzungsverfahrens über Jah­
re verzögert hatte. Das Gericht verneinte eine Pflicht des 
Nachfolgers zur Kaufpreiszahlung, weil die Praxis in ihrer 
ursprünglichen Form nicht mehr übergabefähig gewesen 
sei. Maßgeblich war dabei, dass nicht nur die Räume, 
sondern auch der Patientenstamm und der funktionale 
Praxiswert als Praxissubstrat verschwunden waren.

Sachverhalt

Dem Urteil lag ein Praxiskaufvertrag aus 2016 über eine 
nephrologische Arztpraxis zugrunde. 

Die Nachfolgezulassung wurde aber erst im Januar 2023 
rechtskräftig erteilt. In dieser Zeit hatte der bisherige Pra­
xisinhaber seine Tätigkeit beendet, und die ursprüngliche 
Praxisstruktur hatte sich weitgehend aufgelöst. Die Kläge­
rin verlangte dennoch den vereinbarten Kaufpreis von 
300.000 EUR. 

Der Beklagte wandte ein, dass die Praxis nicht mehr in 
dem vertraglich vereinbarten Zustand existiere. Das OLG 
Hamm folgte im Ergebnis dieser Sichtweise.

Rechtliche Bewertung

Das OLG Hamm stellte klar, dass eine Arztpraxis nicht 
schon deshalb fortführbar bleibt, weil noch Räume oder 
einzelne Gegenstände vorhanden sind. Entscheidend sei 
vielmehr, ob dort noch nennenswerte vertragsärztliche 
Leistungen erbracht werden und ob ein belastbarer Pati­
entenstamm sowie ein funktionaler Praxiswert vorhanden 
sind. Ohne dieses Praxissubstrat könne die geschuldete 
Übergabe objektiv unmöglich werden.

Quelle: OLG Hamm vom 08.01.2026, Az. I­2 U 54/24
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Prolog

Darf  die  Finanzbehörde  im  Strafverfahren  gegen  einen
Patienten  einer  Arztpraxis  die  Herausgabe  der
Patientenkartei  verlangen?  Nach  §  97  Abs.  1  StPO  gilt
hier  das  Beschlagnahmeverbot.  Grundsätzlich  darf  damit
nicht  die Herausgabe der Patientenakte verlangt werden.
An  dem  Beschlagnahmeverbot  wird  auch  in  der
Neufassung  für  das  Straf-  und  Bußgeldverfahren  2026
nach  den  Änderungen  der  Länder  Ende  2025  weiter
festgehalten. Ausnahmen von dem Beschlagnahmeverbot
gelten dann, wenn entweder der Arzt selbst einer Straftat
beschuldigt  oder  der  Teilnahme  an  der  Straftat  des
beschuldigten  Patienten  verdächtigt  wird.  In  diesem  Fall
darf  zur  Aufklärung  der  Straftat  die  Patientenakte
beleuchtet werden.

Unsere Themen u. a.:

- Praxisnachfolge bei ruhender Tätigkeit
- Formfehler bei Verordnungen
- Arztbezogene Prüfung auch in der BAG möglich
- Aufwendungen für Abnehmspritzen nicht 
  als außergewöhnliche Belastung abziehbar
- Neugeborenen-Screening wird erweitert
- Beschlossene Honorarkürzung für Psychotherapie 
  ab April 2026
- Aktionsplan für mehr Arzneimitteltherapiesicherheit
- Elektronische Überweisungen sollen ab 2029 
  verpflichtend sein
- Brustkrebs-Früherkennung ab 45
- BGH senkt Hürden für Auskunft bei 
  Corona-Impfschäden
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Formfehler bei Verordnungen
Das Urteil des Bundessozialgericht (BSG) vom 27. Au­
gust 2025 (Az. B 6 KA 9/24 R) zeigt deutlich, dass forma­
le Anforderungen im vertragsärztlichen Bereich erhebliche 
finanzielle Risiken bergen. Im entschiedenen Fall hatte 
ein Arzt Verordnungen für den Sprechstundenbedarf nicht 
eigenhändig unterschrieben, sondern einen Unterschrif­
tenstempel verwendet. Obwohl die Verordnungen medizi­
nisch korrekt waren, wurde ein hoher Regress 
festgesetzt.

Das BSG bestätigte diese Entscheidung und stellte klar, 
dass die persönliche Unterschrift zwingend erforderlich 
ist. Ein Stempel genügt nicht. Bereits der Verstoß gegen 
diese Formvorgabe stellt eine schuldhafte Pflichtverlet­
zung dar – unabhängig davon, ob die Behandlung medizi­
nisch notwendig war.

Ärzte und MVZ sollten daher ihre internen Abläufe im Ver­
ordnungswesen überprüfen und strikt auf die Einhaltung 
aller Formvorschriften achten.

Quelle: BSG vom 27.08.2025 (Az. B 6 KA 9/24 R)

Arztbezogene Prüfung auch in der BAG 
möglich
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 1. April 2026 
(Az. B 6 KA 4/25 R) entschieden, dass auch innerhalb ei­
ner Berufsausübungsgemeinschaft arztbezogene Prüfun­
gen möglich sind. Maßgeblich ist damit nicht nur die 
Gemeinschaftspraxis als Ganzes, sondern bei Bedarf 
auch das Verhalten und die Abrechnung des einzelnen 
Vertragsarztes.

Ausgangspunkt des Verfahrens war die Frage, ob bei 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen nur die BAG­Gesamtdaten 
oder auch die unter der lebenslangen Arztnummer eines 
einzelnen Mitglieds abgerechneten Leistungen berück­
sichtigt werden dürfen. Das BSG bejahte eine arztbezo­
gene Betrachtung und stellte damit klar, dass sich eine 
BAG nicht pauschal hinter dem Gemeinschaftsstatus 
„verstecken“ kann.

Für die Praxis ist das Urteil bedeutsam, weil Leistungs­
auffälligkeiten eines einzelnen Arztes auch innerhalb ei­
ner BAG erhebliche Folgen haben können. Gemein­ 
schaftspraxen sollten deshalb ihre Abrechnungs­ und 
Prüfprozesse intern eng abstimmen und auffällige Fall­
konstellationen frühzeitig kontrollieren.

Quelle: BSG, Urteil vom 01.04.2026, Az. B 6 KA 4/25 R

Aufwendungen für Abnehmspritzen 
nicht als außergewöhnliche Belastung 
abziehbar
Das Finanzgericht Sachsen­Anhalt hat entschieden, dass 
die Kosten für die sogenannte Abnehmspritze Ozempic 
im Streitfall nicht als außergewöhnliche Belastung steuer­
lich berücksichtigt werden können. 

Maßgeblich war, dass das Medikament im betreffenden 
Zeitraum nicht zur Behandlung von Adipositas zugelassen 
war und die erforderlichen Nachweise zur medizinischen 
Zwangsläufigkeit fehlten.

Nach Auffassung des Gerichts reichen eine ärztliche Ver­
ordnung und der Hinweis auf Übergewicht allein nicht 
aus. Wer Aufwendungen für eine wissenschaftlich nicht 
allgemein anerkannte Behandlung geltend machen will, 
benötigt grundsätzlich vor Beginn der Therapie ein amts­
ärztliches Gutachten oder eine Bescheinigung des Medi­
zinischen Dienstes.

Für Steuerpflichtige bedeutet das Urteil zunächst eine kla­
re Hürde beim Kostenabzug. Zugleich ist die Rechtsfrage 
noch nicht abschließend geklärt, weil die Revision zum 
Bundesfinanzhof zugelassen wurde und dort unter dem 
Az. VI R 12/25 anhängig ist.

Quelle: FG Sachsen­Anhalt, Urteil vom 18.06.2025, Az. 1 K 776/24

GESUNDHEITSPOLITIK UND RECHT

Neugeborenen­Screening wird erweitert
Ab Mai 2026 wird das erweiterte Neugeborenen­Scree­
ning in Deutschland um vier weitere Zielerkrankungen er­
gänzt: einen Vitamin­B12­Mangel sowie die 
Stoffwechselstörungen Homocystinurie, Propionazidämie 
und Methylmalonazidurie. Der Gemeinsame Bundesaus­
schuss hat die Änderung bereits im Mai 2025 beschlos­
sen; die Umsetzung erfolgt wegen technischer und 
organisatorischer Vorbereitungen erst später.

Ziel der Erweiterung ist es, seltene, aber teils schwerwie­
gende Erkrankungen früher zu erkennen und die Behand­
lung möglichst unmittelbar einzuleiten. Unbehandelt 
können die betroffenen Störungen die körperliche und 
geistige Entwicklung eines Kindes erheblich beeinträchti­
gen.

Für die Praxis bedeutet das: Die U2 und die dort vorgese­
hene Blutentnahme bleiben der zentrale Zeitpunkt für das 
Screening. Gleichzeitig müssen die Informationsunterla­
gen für Eltern und die Abläufe in den Praxen an die neuen 
Vorgaben angepasst werden.

Quelle: Gemeinsamer Bundesausschuss, Beschluss vom 14.05.2025; 

KBV­Praxisnachrichten vom 25.03.2026

Beschlossene Honorarkürzung für 
Psychotherapie ab April 2026
Der Erweiterte Bewertungsausschuss hat am 11. März 
2026 beschlossen, die Vergütung für ambulante psycho­
therapeutische Leistungen (§ 35.2.1 EBM) zum 1. April 
2026 um 4,5 % zu senken. Gleichzeitig steigen die Struk­
turzuschläge (§ 35.2.2 und 35.2.3) rückwirkend ab 1. Ja­
nuar 2026 um 14,5 %. Insgesamt ergibt sich eine 
Netto­Minderung der Honorare um rund 2,8 %.

Der GKV­Spitzenverband begründet die Kürzung mit 
überhöhten Einnahmen und verweist auf Urteile des Bun­
dessozialgerichts. 
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Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und Psychothe­
rapeutenkammern warnen hingegen vor negativen Folgen 
für Praxen und Patienten angesichts steigender Nachfra­
ge, Inflation und höherer Betriebskosten.

Praxen sollten ihre Abrechnung und die Nutzung der 
Strukturzuschläge prüfen. Eine Evaluierung der Regelung 
ist bis September 2026 vorgesehen.

Quelle: KBV­Meldung u.a.; BPtK­Pressemitteilung

Bundeskabinett beschließt Aktionsplan 
für mehr Arzneimitteltherapiesicherheit
Das Bundeskabinett hat den neuen Aktionsplan zur Ver­
besserung der Arzneimitteltherapiesicherheit (AMTS) für 
die Jahre 2026 bis 2029 beschlossen. Ziel ist es, Medika­
tionsfehler zu verringern und die Sicherheit von Arzneimit­
teltherapien insbesondere bei älteren und chronisch 
kranken Menschen weiter zu erhöhen.

Der Aktionsplan setzt auf mehrere Schwerpunkte, z. B. 
bessere Forschung zur AMTS, digitale Unterstützung 
durch den elektronischen Medikationsplan und eine enge­
re Zusammenarbeit zwischen Ärztinnen und Ärzten, Apo­
thekerinnen und Apothekern sowie Pflegekräften. 
Außerdem sollen Risiken bei Mehrfachmedikation und 
beim sicheren Absetzen von Arzneimitteln stärker in den 
Blick genommen werden. 

Gerade in der Versorgung älterer Patienten und bei kom­
plexen Therapien kann das helfen, Wechselwirkungen 
früher zu erkennen und die Behandlung sicherer zu ma­
chen.

Quelle: BMG, Meldung vom 31.03.2026; Aktionsplan AMTS 2026–2029

Elektronische Überweisungen sollen ab 
2029 verpflichtend sein
Nach Plänen des Bundesgesundheitsministeriums soll die 
elektronische Überweisung ab dem 1. September 2029 
verbindlicher Standard im Gesundheitswesen werden. 
Ärztinnen und Ärzte wären dann verpflichtet, Überweisun­
gen digital über die Telematikinfrastruktur zu übermitteln. 
Papierausdrucke sollen lediglich in begründeten Ausnah­
mefällen weiterhin zulässig sein.

Ziel der geplanten Neuregelung ist es, den Austausch von 
Patientendaten zwischen Haus­ und Fachärzten effizien­
ter zu gestalten und gleichzeitig administrative Abläufe in 
den Praxen zu vereinfachen. Zudem soll die elektronische 
Patientenakte (ePA) stärker als zentrale Plattform für me­
dizinische Informationen etabliert werden.

Brustkrebs­Früherkennung ab 45 – 
Was Ärzte jetzt wissen müssen
Die Mammographie zur Brustkrebs­Früherkennung ist 
künftig für Frauen ab 45 Jahren rechtlich zulässig. Für die 
Praxis heißt das vor allem, dass das Screening­Angebot 
ausgeweitet wird. 

Der G­BA muss die Krebsfrüherkennungs­Richtlinie aber 
noch anpassen, damit die Untersuchung für 45­ bis 49­
Jährige auch als reguläre Kassenleistung läuft.

Für Ärztinnen und Ärzte ist wichtig, dass die neue Verord­
nung bereits den Rahmen setzt, die Kostenerstattung 
durch die GKV aber noch nicht automatisch mitzieht. Die 
Kassenübernahme für Frauen zwischen 45 und 49 Jah­
ren setzt einen entsprechenden Beschluss des Gemein­
samen Bundesausschusses voraus, dieser hat dafür aber 
bis zu 18 Monate Zeit.

Was sich für die Praxis ändert

Mit der Verordnung wird der Zugang zur Früherkennung 
erweitert, und der Einsatz mobiler Screening­Einheiten 
wird erleichtert. In Mammobilen dürfen künftig besonders 
erfahrene MFA die Aufnahmen anfertigen, während die 
ständige ärztliche Aufsicht unter technischen Vorausset­
zungen auch aus der Ferne erfolgen kann.

Für Praxen, MVZ und Screening­Standorte bedeutet das 
organisatorisch mehr Flexibilität, aber auch Anpassungs­
bedarf bei Abläufen, Dokumentation und Technik. Gerade 
im ländlichen Raum kann das helfen, Versorgungslücken 
zu schließen und mehr Frauen zu erreichen.

BGH senkt Hürden für Auskunft bei 
Corona­Impfschäden
Der Bundesgerichtshof hat am 9. März 2026 die Anforde­
rungen an eine Auskunftsklage gegen einen Impfstoffher­
steller gesenkt. Wer mögliche Corona­Impfschäden 
geltend macht, muss für den Auskunftsanspruch nur plau­
sibel darlegen, dass der Impfstoff den Schaden verur­
sacht haben könnte. Eine überwiegende Wahrschein­ 
lichkeit verlangt der BGH dafür nicht.

Im entschiedenen Fall ging es um eine Frau, die nach ei­
ner Corona­Impfung einen Hörschaden geltend macht 
und vom Hersteller Auskunft zu bekannten Nebenwirkun­
gen und Verdachtsfällen verlangte. Der BGH hob die ab­
lehnenden Entscheidungen der Vorinstanzen auf und 
verwies die Sache zur erneuten Verhandlung zurück.

Für die Praxis ist das Urteil vor allem deshalb wichtig, weil 
Auskunftsansprüche nun leichter durchsetzbar sein dürf­
ten. Die Informationen des Herstellers können später eine 
zentrale Rolle in einem möglichen Schadensersatzpro­
zess spielen.

Quelle: BGH, Urteil vom 09.03.2026, Az. VI ZR 335/24

HONORAR UND UMSATZ

Long­COVID: Vier Wirkstoffe künftig auf 
Kassenrezept
Der Gemeinsame Bundesausschuss hat geregelt, dass 
vier Wirkstoffe künftig im Off­Label­Use zulasten der ge­
setzlichen Krankenkassen bei Long­/Post­COVID und 
teils auch bei ME/CFS verordnet werden können. 
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FINANZEN

LSG bestätigt Beitragspflicht für 
Kapitalleistungen der betrieblichen 
Altersversorgung
Das Landessozialgericht Nordrhein­Westfalen hat ent­
schieden, dass Kapitalleistungen aus der betrieblichen Al­
tersversorgung auch dann der Beitragspflicht in der 
gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen, wenn sie 
zur Vermeidung von Rentenabschlägen an die Deutsche 
Rentenversicherung weitergeleitet werden. Maßgeblich ist 
nach Auffassung des Gerichts die Herkunft der Leistung 
als Versorgungsbezug.

Im konkreten Fall hatte der Kläger eine Einmalzahlung 
aus seiner betrieblichen Altersversorgung erhalten und 
den Betrag kurz darauf an die Rentenversicherung ge­
zahlt, um früher abschlagsfrei in Rente gehen zu können. 
Das LSG wies seine Berufung zurück und stellte klar, 
dass für eine einschränkende Auslegung der Beitragsver­
fahrensgrundsätze kein Raum besteht.

Für Versicherte mit betrieblicher Altersversorgung bleibt 
damit wichtig, dass Kapitalauszahlungen regelmäßig bei­
tragspflichtig sind, auch wenn sie anschließend für einen 
Rentenausgleich verwendet werden. Wer solche Auszah­
lungen plant, sollte die sozialversicherungsrechtlichen 
Folgen frühzeitig prüfen.

Quelle: LSG Nordrhein­Westfalen, 26.11.2025, Az. L 10 KR 366/24

AKTUELLE STEUERTERMINE

Mai 2026: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M): 
11.05.2026 (15.05.2026)* 
Gewerbesteuer, Grundsteuer: 
15.05.2026 (18.05.2026)* 
Juni 2026: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M), 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer: 
10.06.2026 (15.06.2026)* 
Juli 2026: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, VJ, J): 
10.07.2026 (13.07.2026)*

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern.

WICHTIGER HINWEIS
Die Inhalte unseres Schreibens wurden mit größter Sorgfalt erstellt. Für 

die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte können wir jedoch 

keine Gewähr übernehmen. Gesetze und Rechtsprechung ändern sich 

fortlaufend. Nutzen Sie deshalb unser Schreiben zur Information. Bitte 

denken Sie aber daran, dass Sie vor Ihren Entscheidungen grundsätzlich 

steuerliche oder rechtliche  Beratung in Anspruch nehmen, weil wir sonst 

keine Verantwortung übernehmen können.

Damit wird erstmals eine klare Grundlage geschaffen, 
dass bestimmte Medikamente auf Kassenrezept einge­
setzt werden dürfen, obwohl sie für diese Indikation nicht 
zugelassen sind.

Für Ärztinnen und Ärzte ist wichtig, dass der Off­Label­
Use nur innerhalb der vom G­BA festgelegten Vorgaben 
möglich ist. Dazu zählen insbesondere die jeweilige Indi­
kation, Altersgrenzen, Dauer seit der Infektion und weitere 
wirkstoffbezogene Voraussetzungen. Außerdem müssen 
Praxen beachten, dass die Verordnung nur mit Arzneimit­
teln zulässig ist, für die der pharmazeutische Unterneh­
mer die Haftung übernommen hat.

Die Neuregelung ist vor allem als Übergangslösung ge­
dacht, solange es für Long­COVID noch keine zugelasse­
nen Standardtherapien gibt. Für die Praxis eröffnet sie 
aber erstmals einen regulären Weg zur Kostenerstattung 
und kann die Versorgung der betroffenen Patienten deut­
lich erleichtern.

PRAXISFÜHRUNG

Wirtschafts­Identifikationsnummer im 
Impressum
Ist eine Wirtschafts­Identifikationsnummer vorhanden, 
muss sie im Impressum angegeben werden. Die Pflicht 
betrifft damit auch Heilberufe, soweit sie geschäftsmäßig 
online auftreten. Die Angabe gehört in den Impressums­
bereich der Webseite und sollte sorgfältig geprüft werden. 
Gerade bei Arzt­ und Praxisauftritten empfiehlt es sich, 
das Impressum zeitnah zu aktualisieren, sobald die Num­
mer vorliegt. Die Steuernummer gehört dagegen nicht ins 
Impressum.

Lohnsteuer bei Gesundheitsmaßnah­
men für Mitarbeiter
Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern unter bestimmten 
Voraussetzungen Gesundheitsmaßnahmen steuerfrei 
oder steuerbegünstigt gewähren. Für Heilberufe ist das 
besonders interessant, weil in Praxen und MVZ häufig 
Angebote zur Mitarbeitergesundheit eingesetzt werden.

Steuerfrei bleiben bis zu 600 EUR pro Arbeitnehmer und 
Kalenderjahr, wenn es sich um Maßnahmen der betriebli­
chen Gesundheitsförderung handelt und diese zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. 
Begünstigt sind vor allem qualifizierte Maßnahmen, etwa 
zertifizierte Präventionskurse oder vergleichbare Gesund­
heitsangebote im betrieblichen Rahmen.

Nicht jede Maßnahme fällt automatisch unter die Steuer­
befreiung. Reine Fitnessstudio­Mitgliedschaften, frei ge­
wählte Wellnessangebote oder andere Leistungen 
außerhalb des begünstigten Rahmens sind regelmäßig 
nicht steuerfrei. Deshalb sollte vor der Umsetzung geprüft 
werden, ob die jeweilige Maßnahme steuerlich sauber 
einzuordnen ist.
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